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Entscheidungsdatum

22.02.2024
Norm

AsylG 2005 83

AVG 868

BFA-VG 817

B-VG Art133 Abs4

. AsylG 2005 § 3 heute

AsylG 2005 § 3 glltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 3 glltig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

—_

IS

AVG § 68 heute

AVG 8§ 68 gliltig ab 01.01.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013

AVG § 68 giltig von 01.07.1995 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 471/1995
AVG 8§ 68 gltig von 01.02.1991 bis 30.06.1995

E o

BFA-VG & 17 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026aufgehoben durch BGBI. | Nr. 39/2026
BFA-VG & 17 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
BFA-VG & 17 gultig von 20.07.2015 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
BFA-VG 8 17 gliltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
BFA-VG 8 17 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013

A N

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 guiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt gedndert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
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11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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W222 2279238-1/11Z
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. OBREGON Uuber die Beschwerde des XXXX , geb. XXXX ,
StA. Indien, vertreten durch den Migrantinnenverein St. Marx, 1090 Wien, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl vom XXXX , ZI. XXXX , beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin
Mag. OBREGON Uber die Beschwerde des rémisch 40, geb. rémisch 40, StA. Indien, vertreten durch den
Migrantinnenverein St. Marx, 1090 Wien, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom
rémisch 40, ZI. rémisch 40, beschlossen:

A)

Der Beschwerde wird gemdf38 17 BFA-VG die aufschiebende Wirkung zuerkanntDer Beschwerde wird gemaf
Paragraph 17, BFA-VG die aufschiebende Wirkung zuerkannt.

B)

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemal’ Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text

Begrindung:, Begrindung:
I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

Der Beschwerdefuhrer, ein Staatsangehoriger Indiens, hat am 25.10.2022 einen weiteren Antrag auf internationalen
Schutz gestellt.

Mit Bescheid vom XXXX wies das BFA den Antrag des BF auf internationalen Schutz vom 25.10.2022 sowohl hinsichtlich
des Status des Asylberechtigten als auch hinsichtlich des Status des subsidiar Schutzberechtigten gemaR3 8 68 Abs. 1
AVG wegen entschiedener Sache zuriickMit Bescheid vom rémisch 40 wies das BFA den Antrag des BF auf
internationalen Schutz vom 25.10.2022 sowohl hinsichtlich des Status des Asylberechtigten als auch hinsichtlich des
Status des subsididr Schutzberechtigten gemal’ Paragraph 68, Absatz eins, AVG wegen entschiedener Sache zurtck.

Dagegen wurde fristgerecht Beschwerde erhoben.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
Zu A)

8§ 17 BFA-VGidgF lautet:Paragraph 17, BFA-VG idgF lautet:

§ 17 (1) Das Bundesverwaltungsgericht hat der Beschwerde gegen eine Entscheidung, mit der ein Antrag auf
internationalen Schutz zurtickgewiesen wird undParagraph 17, (1) Das Bundesverwaltungsgericht hat der Beschwerde
gegen eine Entscheidung, mit der ein Antrag auf internationalen Schutz zurtickgewiesen wird und

1. diese Zurlckweisung mit einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme verbunden ist oder

2. eine durchsetzbare Ruckkehrentscheidung bereits besteht sowie der Beschwerde gegen eine Anordnung zur
AuBerlandesbringung gemal 8 61 Abs. 1 Z 2 FPG jeweils binnen einer Woche ab Vorlage der Beschwerde durch
Beschluss die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, wenn anzunehmen ist, dass eine Zurlckweisung,
Zuruckschiebung oder Abschiebung des Fremden in den Staat, in den die aufenthaltsbeendende MaBnahme lautet,
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eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK, Art. 8 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur
Konvention bedeuten wurde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der
Unversehrtheit infolge willkUrlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich
bringen wurde.2. eine durchsetzbare Ruckkehrentscheidung bereits besteht sowie der Beschwerde gegen eine
Anordnung zur AuBerlandesbringung gemal3 Paragraph 61, Absatz eins, Ziffer 2, FPG jeweils binnen einer Woche ab
Vorlage der Beschwerde durch Beschluss die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, wenn anzunehmen ist, dass eine
Zuruckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in den Staat, in den die aufenthaltsbeendende
Malnahme lautet, eine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK, Artikel 8, EMRK oder der
Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fir ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung
des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen
Konfliktes mit sich bringen wirde.

(2) Uber eine Beschwerde gegen eine zurlickweisende Entscheidung nach Abs. 1 oder gegen eine Anordnung zur
AuBerlandesbringung gemaR § 61 Abs. 1 Z 2 FPG hat das Bundesverwaltungsgericht binnen acht Wochen zu
entscheiden.(2) Uber eine Beschwerde gegen eine zurlickweisende Entscheidung nach Absatz eins, oder gegen eine
Anordnung zur AuBerlandesbringung gemdR Paragraph 61, Absatz eins, Ziffer 2, FPG hat das
Bundesverwaltungsgericht binnen acht Wochen zu entscheiden.

(3) Bei der Entscheidung, ob einer Beschwerde gegen eine Anordnung zur AuRerlandesbringung die aufschiebende
Wirkung zuerkannt wird, ist auch auf die unionsrechtlichen Grundsatze der Art. 26 Abs. 2 und 27 Abs. 1 der Dublin-
Verordnung und die Notwendigkeit der effektiven Umsetzung des Unionsrechtes Bedacht zu nehmen.(3) Bei der
Entscheidung, ob einer Beschwerde gegen eine Anordnung zur Auflerlandesbringung die aufschiebende Wirkung
zuerkannt wird, ist auch auf die unionsrechtlichen Grundsatze der Artikel 26, Absatz 2 und 27 Absatz eins, der Dublin-
Verordnung und die Notwendigkeit der effektiven Umsetzung des Unionsrechtes Bedacht zu nehmen.

(4) Ein Ablauf der Frist nach Abs. 1 steht der Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung nicht entgegen.{4) Ein Ablauf
der Frist nach Absatz eins, steht der Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung nicht entgegen."

Im konkreten Fall kann ohne ndhere Prifung des Sachverhaltes nicht mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen
werden, dass eine Abschiebung des Beschwerdefiihrers eine reale Gefahr der Verletzung von Bestimmungen der EMRK
bedeuten wirde. Daher war der Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen und spruchgemafd zu
entscheiden.

Eine 6ffentliche mindliche Verhandlung konnte gemal3 § 21 Abs. 6a und 7 BFA-VG entfallenEine &6ffentliche mindliche
Verhandlung konnte gemal} Paragraph 21, Absatz 6 a und 7 BFA-VG entfallen.

Zu B)

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zuladssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu lésenden Rechtsfrage vor. Die Revision ist gemaR Artikel 133,
Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.

Es war somit spruchgemaf zu entscheiden.
Schlagworte

aufschiebende Wirkung EMRK reale Gefahr
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